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Überall ist anderswo

Dieter Hildebrandt war Dauergast bei 
den Hamburger Lesetagen gegen Atom-
strom. 
Und da er sie in diesem Jahr nicht mehr 
wahrnehmen konnte, sprangen ein paar 
Kollegen als seine kabarettistischen 
Wegbegleiter ein. Dort erhielt ich das An-
gebot, ein Grußwort für die „Gorleben 
Rundschau“ zu schreiben. Wow! Ich füh-
le mich geehrt, denn wie bei anderen 
vielleicht die Bibel, steht  bei mir seit 30 
Jahren ein Hör-Bild-Buch ganz vorn im 
Bücherregal: „Republik Freies Wend-
land“. Doch es sollte 2012 werden, bis 
ich die Region endlich selbst in Augen-
schein nahm. Als ich in Lüchow mein 
Wasserkabarett zeigte, fuhr ich noch in 
der gleichen Nacht zum sogenannten 
„Endlager“. Im Flutlicht der Anlage leuch- 
teten die Steckerlbäume des Trebeler 
Waldes wie das Bühnenbild eines ab-
surden Theaterstücks. Ich kehrte gleich 
im nächsten Jahr wieder und trat bei der 
„Kulturellen Landpartie“ auf.  
Seitdem ist ein Jahr vergangen. 
Die AKW bröckeln weiter vor sich hin 
und verrichten ihre unsägliche Notdurft 
in Zwischenlager. Die Energiekonzerne 
machen einen auf Kapitän Schettino, 
verlassen die „Costa Fukushima“ und 
versuchen schon mal, an Land zu rudern. 
Wenigstens gibt es nun ein Endlager, 
nämlich die Endlagerkommission. Sie ist 
fest entschlossen, die Debatte um Gorle-
ben endzulagern. Es wird nicht gelingen: 
In hundert Jahren wird es auf Wikipedia 
heißen, der Widerstand dieser Region 
habe der Atomwirtschaft den Todesstoß 
versetzt. 
Ich bin froh, wenn ich dabei helfen kann. 
Ich wohne zwar anderswo, aber das ist  
ja bekanntlich überall.

Ecco Meineke, Kabarettist
www.eccoland.de



weitere Infos im Internet
www.gorleben-rundschau.de
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EditorialgruSSwort

Liebe Leserinnen und Leser,

haben Sie‘s gemerkt? Die Kommission 
tagt. Und sie lacht. Als nämlich Bun-
destagspräsident Lammert den Auftrag 
mit der Bemerkung umriss, die Kom-
missionsmitglieder mögen sich nicht 
bis zu ihrem Ende mit der Endlagerung 
hochradioaktiver Abfälle beschäftigen, 
sondern noch in dieser Legislatur ein 
Ergebnis vorlegen. Während schon zur 
konstituierenden Sitzung nicht allen 
Mitgliedern die Teilnahme gelang, miss-
glückte auch der Versuch, Einvernehmen 
über den nächsten Termin herzustellen. 
Konsens hieße ja nicht, dass man immer 
einstimmig sei, bemerkte die Vorsitzen-
de Heinen-Esser (CDU)... 
Ein Mitwirkungsverbot für wirtschaftlich 
persönlich betroffene Sachverständige, 
wie es der niedersächsische Umwelt-
minister vorschlug, nötigte Michael Sai-

ler vom Öko-Institut zu der Bemerkung, 
dann müssten die meisten berufenen 
Wissenschaftler ausscheiden. Wie wahr 
… Überwiegend will die Kommission 
im Elfenbeinturm in Berlin tagen, denn, 
„wenn wir die erste Sitzung in Gorleben 
machen, können wir ja gleich aufhören“, 
stellte der Kieler Umweltminister fest. 20 
Plätze blieben der „Öffentlichkeit“ vorbe-
halten. Diese werde ohnehin überstrapa-
ziert, bemerkte der Verdi-Vertreter.
Anstatt sich mit der echten Zivilgesell-
schaft auseinanderzusetzen, hat die Bun-
despolitik sich eine Zivilgesellschaft nach 
ihrem Gusto berufen. Ist die Kommission 
nur ein weiterer Versuch, Bürgerbeteili-
gung vorzugaukeln? Ulrike Donat, erfah-
rene Mediatorin aus Hamburg, wagt eine 
Analyse. Der Atomausstieg und die End-
lagerdiskussion lassen sich nicht von der 
Energiewende und ihren Blockaden tren-
nen, wir haben dazu ein Interview mit 
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Professorin Claudia Kemfert vom Deut-
schen Institut für Wirtschaftsforschung 
geführt. Weil Atomstrom in Deutschland 
künftig aus Frankreich und Polen kom-
men könnte, kommt die Debatte um eine 
atomare „Bad Bank“ und die Sozialisie-
rung des ewigen „Restrisikos“ gerade 
passend. „Wirtschaftliche Grenzen der 
Kernenergie“ hieß dann auch eine euro-
päische Tagung in Prag.
Bis Ostern wollten Bund und Länder sich 
geeinigt haben, wo der Castor 2015, der 
nicht mehr nach Gorleben darf, hinge-
bracht werden soll – ein Kabarett, findet 
auch Henning Venske. Während die Kom-
mission an Gorleben gekettet bleibt, 
lässt das Wendland sich jedenfalls nicht 
an die Kette legen, denn wer sich nicht 
bewegt...
Viel Bewegung und reichlich erneuerba-
re Energie auf der Haut wünscht für die-
sen Sommer

Martin Donat, Vorsitzender der BI

Druck: dieUmweltDruckerei GmbH
Lohweg 1, 30559 Hannover
Auflage: 4500, gedruckt auf 
Recyclingpapier Circle Matt White

Die Gorleben Rundschau ist eines der wich- 
tigsten Werkzeuge zur Verbreitung unserer 
Nachrichten. Aber ihre Erstellung kostet auch 
viel Geld. Bitte spendet:
BI Umweltschutz Lüchow-Dannenberg
Sparkasse Uelzen Lüchow-Dannenberg
IBAN: DE24 2585 0110 0044 0607 21
BIC: NOLADE21UEL

Wenn die Zusendung der Gorleben Rund-
schau künftig nicht mehr erwünscht ist, bitten 
wir Euch um Nachricht:
Tel.: 05841 - 4684 oder
service@gorleben-rundschau.de

Allerlei weiterführende Links zu Artikeln in der
Gorleben Rundschau gibt es auf unserer Web- 
site: www.gorleben-rundschau.de

          BI.Luechow.Dannenberg.e.V

          @gorleben

          Bi LuechowDannenberg

           Website-News per RSS

Leserbriefe veröffentlichen wir auf unserer 
Website: www.gorleben-rundschau.de. Dort 
könnt Ihr auch Lob, Kritik und Anregungen 
posten.



Vor 30 JahrEn

BaD BanK – GooD IDEa?
von Wolfgang Ehmke
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E.on, rWE und EnBW haben die Politik mit 
ihren Plänen für eine atomstiftung aufge-
schreckt. Die Energiekonzerne wollen ihre 
atomkraftwerke an den Staat abtreten und 
gleichzeitig das atommüll-risiko in eine 
„Bad Bank“ einbringen. Politik und Um- 
weltschützer reagierten prompt empört. 
Doch der Vorschlag könnte auch eine 
Chance eröffnen.

Die ablehnende Reaktion aus verschiede- 
nen Lagern der Politik folgte umgehend 
und heftig. Umweltverbände, Anti-AKW-
Initiativen und Grünen-Politiker verwarfen 
den Vorschlag, sie wollen die Konzerne bei 
der Atommüllentsorgung nicht aus der 
finanziellen Verantwortung entlassen. 
BUND-Chef Hubert Weiger: „Die Gewinne 
aus der Atomkraft wurden privatisiert, die 
Nachfolgekosten dürfen jetzt nicht soziali-
siert werden.“
Widerspruch ernteten die Konzerne auch 
bei der Bundesregierung. Kanzlerin Angela 
Merkel (CDU) erinnerte die Energiekonzer- 
ne in Deutschland bei der Abwicklung der 
Atomenergie und der atomaren Endlage- 
rung an ihre alleinige Verantwortung. Ge-
genüber den Kieler Nachrichten sagte die 
Regierungschefin: „Die Unternehmen ha-
ben für die Folgekosten Rückstellungen 
für ihre Bilanzen gebildet. Nach diesem 
Grundsatz sieht die Bundesregierung die 
Verantwortung und die Risiken bei den Un-
ternehmen.“
Bundesumweltministerin Barbara Hen-
dricks (SPD) erklärte ebenfalls, „die unein-

geschränkte Verantwortung“ für den geord- 
neten Rückzug der deutschen Atomindust-
rie liege bei den Stromkonzernen und ver-
warf den Vorschlag. 
Bei all der Ablehnung ausgeblendet wird, 
dass dieser Vorschlag aus zwei Gründen 
ein vergiftetes Angebot ist: Die unüber-
schaubaren finanziellen Risiken bei der 
Atommüllentsorgung würden vollständig 
auf den Staat abgewälzt und die Neigung, 
mit dem laufenden AKW-Betrieb in staat-
licher Verantwortung auch das Geld zu er-
wirtschaften, das dafür fehlt, könnte dazu 
führen, die Atomkraftwerke über das Ab-
schaltjahr 2022 hinaus zu betreiben – in 
staatlicher Verantwortung.
36 Milliarden Euro haben die Atomstrom-
produzenten für die nukleare Entsorgung 
bisher angesammelt. 2022 soll es soweit 
sein: Elf Jahre nach der Atomkatastrophe 
von Fukushima gehen mit Neckarwest-
heim II, Isar II und Emsland die letzten Kern-
kraftwerke in Deutschland vom Netz. Be-
ginnt dann umgehend der Rückbau, oder 
setzen die Energiekonzerne auf den „siche-
ren Einschluss“, bei dem die AKW für meh-
rere Jahrzehnte versiegelt und stillgelegt 
werden, damit die Radioaktivität vor dem 
Rückbau abklingen kann? Schon jetzt ist 
klar, dass ein Endlager für hochradioaktive 
Abfälle nicht vor 2050 den Betrieb aufneh-
men wird, und der Ausbau des Schachts 
Konrad bei Salzgitter, in dem schwach- und 
mittelaktive Abfälle eingelagert werden sol-
len, verzögert und verteuert sich seit Jah-
ren. Statt wie ursprünglich geplant im Jahr 

2013, wird nun davon ausgegangen, dass 
eine Einlagerung von Atommüll nicht vor 
dem Jahr 2022 stattfinden wird. Und die 
Kosten explodieren: Auf 900 Millionen Euro 
wurde der Ausbau ursprünglich taxiert, 
jetzt ist die Rede von 3,1 Milliarden Euro. In 
der Zwischenzeit müssen neue Zwischen-
lagerkapazitäten geschaffen werden, und 
bestehende Zwischenlager werden zu Dau-
erlagern mit unabsehbaren Risiken.
Der vierte Atomstromer, der schwedische 
Energiekonzern Vattenfall, hat sich schon 
eine Sonderposition verschafft. Die Haf-
tung für den Rückbau von Atomanlagen 
wird nicht mehr vom schwedischen Mutter-
konzern übernommen. Das Unternehmen 
bestätigte gegenüber dem Handelsblatt, 
dass im Jahr 2012 die Haftung für die deut-
schen Atomlasten nur noch „bis zur obers-
ten deutschen Konzerngesellschaft“ gehe. 
Bis April 2022 ist zwar noch gesichert, dass 
die Atomkonzerne mittels einer „Patronats-
erklärung“ für ihre Töchter haften. Diese re-
sultieren noch aus dem Atomkonsens aus 
dem Jahr 2000. Doch in acht Jahren kön-
nen die Konzernmütter diese Verpflichtung 
aufkündigen. 
Die bisherige Rückstellungspraxis muss 
zügig beendet werden, zumindest diesen 
Impetus von E.on, RWE und ENBW muss 
die Politik aufgreifen. Nach der allgemein 
vorherrschenden Auffassung gibt es einen 
handels- und aktienrechtlichen Zwang zur 
Bildung von Rückstellungen, Rechtsgrund-
lage dafür ist der Paragraph 249 des Han-
delsgesetzbuchs. Darin werden absehbare 
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Vor 30 JahrEn

Sommerzeit! reisezeit!
Auch in diesem Sommer werden sich 
„freie Wenden“ wieder auf den Weg ma-
chen, nach „irgendwohin“ auf unserem 
Planeten. Beherzigt einen guten Rat: Fahrt 
nie ohne Euren Pass der „Republik Frei-
es Wendland“ im Gepäck. Er könnte Euch 
ebenso von Nutzen sein wie einst dem 
Hitzackeraner K.-P. Nell. Die Elbe-Jeetzel-
Zeitung (EJZ) berichtete am 21. August 
1984 ausführlich über dessen Odyssee 
in Avignon. Nell war das Geld ausgegan-
gen. Er ging zur Bank, legte Euroscheck 
und Scheckkarte vor. Doch die Dame am 
Bankschalter wollte zusätzlich seinen Aus-
weis sehen. Nell hatte nur ein Dokument  
in seiner Tasche: das bekannte grüne Heft-
chen mit dem goldenen Aufdruck. Wohl 

mehr als Scherz schob er es der Bankan-
gestellten zu. Ein prüfender Blick auf den 
Pass, Name, Vorname, Passnummer des 
Kunden aus der „Republik Freies Wend-
land“ wurden notiert. Der damalige Re-
dakteur der EJZ, Detlev Brockes, schrieb: 
„Der ,Wenden-Staat‘ ist auf keiner Land-
karte zu finden. Er entstand 1980, als 
Atomkraftgegner auf dem Bohrgelände 
1004 (…) für einen Monat ein Hüttendorf 
errichteten. Seitdem gibt es die Pässe, 
,gültig für das ganze Universum‘ (…). 
Ausstellungsdatum und Behörde woll-
te das Fräulein ebenfalls notieren, damit 
beim Eurocheque-Geschäft alles seine 
Ordnung haben möge. Aussteller des 
Wenden-Papiers ist ,Das Volk‘, eine wahr-
haft unverdächtige Institution.“ Nell erhielt 

nach diesen gründlich durchgeführten 
Formalitäten tatsächlich seine 500 Francs. 
Den Pass kann man immer noch erwer-
ben, abgefasst in drei Sprachen: deutsch, 
englisch, französisch. Besonderes Merk-
mal: „Dieser Pass ist gültig, solange sein 
Inhaber noch lachen kann.“        M. Fritzen

5
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und erkennbare finanzielle Belastungen 
eines Vermögens erfasst, deren genaue 
Höhe und Fälligkeit jedoch nicht präzise zu 
beziffern sind. Kombiniert mit den entspre-
chenden Paragraphen des Atomgesetzes, 
in denen die Atomkraftwerksbetreiber als 
Abfallverursacher zur Kasse gebeten wer-
den, weisen diese in ihren Bilanzen die 
Rückstellungs-Milliarden aus. 
Der Trick: Es handelt sich nicht um eine 
Spareinlage oder um Bargeld, sondern um 
einen Bilanzierungsvorgang, der in der Ver- 
gangenheit zu großen Wettbewerbsverzer- 
rungen führte und eine Binnenfinanzierung 
nicht ausschloss: Das Geld wurde zum Bei- 
spiel in den Aufkauf von Stadtwerken, Müll- 
verbrennungsanlagen oder für die Beteili-
gung bei der Telekommunikation angelegt. 
Deshalb hatten die Konzerne auch ein gro- 
ßes Interesse, eine relativ hohe Summe 
auszuweisen und an der Atomkraft fest-
zuhalten. Mit dem absehbaren Ende der 
Atomkraftnutzung 2022 ändert sich aber 
die Lage. Die abgeschriebenen Atomkraft-
werke, die „Gelddruckmaschinen“, gehen 
vom Netz, und die Kostenlawine für den 
Rückbau der Atomanlagen folgt.
Bei der viel diskutierten öffentlich-rechtli-
chen Fondslösung wäre zumindest gesi-
chert, dass die von den Stromkunden mit- 
bezahlten Stilllegungs- und Entsorgungs-
milliarden sicher angelegt sind und auch 
eine weitere Zweckentfremdung der Gel-
der ausgeschlossen würde, die zum Bei-
spiel bei einer Insolvenz dazu führen kann, 
dass die Stromkunden als Steuerzahler am 
Ende ein zweites Mal zur Kasse gebeten 
werden. 
Die „Gesellschaft für Anlagen- und Reak-
torsicherheit“ (GRS) geht von volkswirt-

schaftlichen Gesamtkosten von ungefähr 
50 Milliarden Euro für die Stilllegung der 
Atomanlagen aus. Die Kosten für die Su-
che, den Bau und Betrieb eines Endlagers 
kämen noch hinzu. Tatsächlich haben die 
vier Atomstromproduzenten sich in der 
Vergangenheit gekonnt aus der Verantwor-
tung gestohlen, denn sie wurden über die 
Endlagervorausleistungsverordnung nur 
mit Beiträgen für den Ausbau des Schachts 
Konrad und des sogenannten Erkundungs-
bergwerks Gorleben belastet. Mit 2,6 Milli-
arden Euro war dies eine vergleichsweise 
geringe Summe – gemessen an den zehn 
Milliarden Euro, die bisher schon insge-
samt in die vier „Endlager“-Projekte geflos-
sen sind. Die „Sanierung“ der havarierten 
Endlager Morsleben und Asse II wurden 
nämlich auf die Steuerzahler abgewälzt: 
Morsleben gehört seit der Wende dem 
Bund, und die Asse II galt als Forschungs-
anlage. 
Der BUND kann sich vorstellen, dass es 
eine Federführung des Staates bei Rückbau 
und Endlagerung gibt, wenn die Konzerne 
alle Atomkraftwerke bis 2017 abschalten, 
alle Rückstellungen plus 15 Milliarden „Ri-
sikozuschlag“ überweisen, alle Schaden-
ersatzklagen fallen lassen und „in unbe-
grenzter Höhe“ für die Folgekosten haften, 
erklärte Hubert Weiger. 
Man kann es also nicht oft genug wieder-
holen: Die bisherige Rückstellungspraxis 
muss zügig beendet werden, zumindest 
diesen Impetus von E.on, RWE und ENBW 
muss die Politik aufgreifen und Vattenfall 
mit in die Pflicht nehmen.

Klage unterstützen!
Das Oberverwaltungsgericht in Schleswig 
hatte 2013 die Genehmigung für das CAS-
TOR-Zwischenlager am AKW Brunsbüttel 
aufgehoben. Es beanstandete Defizite be-
züglich eines möglichen Absturzes des 
Flugzeugs vom Typ Airbus A 380 und des 
Beschusses mit neuen panzerbrechenden 
Waffen. Eine Revision hatte das Gericht da-
mals nicht zugelassen, doch genau die wol-
len nun das Bundesamt für Strahlenschutz 
als Genehmigungsbehörde und der Betrei-
ber Vattenfall beim Bundesverwaltungsge-
richt (BVG) erreichen.
Um dem entgegenzuwirken, hat die da-
malige Klägerin, Anke Dreckmann, durch 
ihren Anwalt eine umfangreiche Erwide-
rung beim BVG eingereicht. Dabei geht 
es um die Verteidigung eines Urteils, dem 
erhebliche Bedeutung im Kampf gegen die 
Atomkraftnutzung zukommt. Die meisten 
Zwischenlager an den AKW-Standorten 
sind baugleich mit dem in Brunsbüttel. Das 
unterstützt Klagen gegen diese AKW-Zwi-
schenlager und ganz allgemein die Argu-
mentation bezüglich der Verantwortungslo-
sigkeit der Atomindustrie.
Die Klägerin Anke Dreckmann bittet darum 
dringend um Spenden zur Deckung der An-
waltskosten in Höhe von circa 8000 Euro. 
Da die Klägerin als Privatperson handelt, 
sind Spenden nicht steuerlich absetzbar; 
gemeinnützige Einrichtungen sollten vor 
der Überweisung die Rechtmäßigkeit ei-
ner Spende klären, damit ihr Status nicht 
gefährdet wird. Spenden bitte auf folgen-
des Konto: BUND-Aktionskonto bei der 
Sparkasse Westholstein, Kontonummer 
90078577, Bankleitzahl 22250020. Verwen-
dungszweck: Ankes Klage.



Erneut kamen zehntausende Besuche-
rinnen und Besucher zwischen himmel- 
fahrt und Pfingsten zur Kulturellen Land-
partie ins Wendland. an vielen Veranstal-
tungsorten wurde nach wie vor auf ei-
nen „Gorleben-Bezug“ Wert gelegt. 

Schon fast traditionell zu nennen waren 
die Info-Punkte der Gorleben-Gegner in 
Meuchefitz und auf der Mützingenta. Im 
Meuchefitzer „Widerstandscafé“ war eine 
Ausstellung zum Standortauswahlgesetz 

WUnDE.r.PUnKt aM WUnDEn PUnKt
von Wolfgang Ehmke

KUrznaChrIChtEn aUS DEr BI

zu sehen. Der Titel der Ausstellung laute- 
te: „Warum dieses Gesetz der falsche 
Weg ist“. Gezeigt wurden Widerstands-
bilder von Ingrid und Werner Lowin. In 
Mützingen fand man den Info- und Ver- 
kaufsstand der Bürgerinitiative Umwelt- 
schutz (BI). Dort fand auch Günter Her- 
meyers Vortrag „Everything starts with 
mining” statt – Betrachtungen zu Res-
sourcenfragen am Beispiel des weltwei- 
ten Uranabbaus. In Gedelitz gab es im 
Gasthaus Wiese die Argumenteausstel- 

lung „Gorleben geht gar nicht!“ zu sehen. 
Neu war in diesem Jahr, dass die BI direkt 
an den Atomanlagen in Gorleben einen 
eigenen Wunde.r.-punkt betrieb, um auf 
die ungelöste Endlagerfrage und das 
Atommülldesaster zu verweisen. Am 
wunden Punkt Gorleben gab es Filme, 
Debatten, Musik und – am ersten Sams-
tag der diesjährigen Landpartie – den 
BI-Aktionstag: ein buntes Programm bis 
in den Abend hinein mit Vorträgen, Akti-
onstraining, Musik und Gespräch.
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Ende Mai und Anfang Juni hat die KLP 
wieder zigtausende Besucher ins Wend-
land und damit in die Nähe der Atoman-
lagen gelockt. 
Viele Wunde.r.punkte stellten Info- und 
Mobilisierungsmaterial der Bürgerinitia- 
tive Lüchow-Dannenberg (BI) aus. Die BI 
selbst war an drei Punkten mit eigenen 
Infoständen präsent.
Auch wenn Gorleben etwas abseits der 
Besucherströme lag, nutzten viele Men-
schen das schöne Wetter, um den Ort 
des Widerstands mal in Ruhe zu besu-
chen. Großeltern brachten ihre Kinder 
und Enkel mit und erzählten bewegende 
Geschichten von der „Republik Freies 
Wendland“ und den Castorprotesten. 
Der Ort schreibt halt Geschichte.
Nach langem Hin und Her ist klar: die 
Schlieffenkaserne in Lüneburg steht 
nicht mehr als Unterkunft für Polizeikräf-
te, die bei bisherigen Castortransporten 

WUnDE.r.PUnKt aM WUnDEn PUnKt
von Wolfgang Ehmke

KUrznaChrIChtEn aUS DEr BI

aktionen und politische arbeit
nach Gorleben die Strecke gesichert hat-
ten, zur Verfügung. Das hat die BI zum 
Anlass genommen, nachzuhaken, denn 
auch im Wendland sind immer noch Un-
terkünfte für die Polizei in Neu-Tramm 
und die Container-Unterkunft im Breeser 
Weg in Dannenberg angemietet. Ohne 
polizeiliche Infrastruktur wäre ein weite-
rer Castortransport nach Gorleben wohl 
wirklich auszuschließen.
Ende Mai hatte der Bund für Umwelt- 
und Naturschutz (BUND) nach Lüchow 
eingeladen, um seine umstrittene Ent-
scheidung, an der Endlagerkommission 
teilzunehmen, zu erklären. Zufrieden war 
aus dem Publikum keiner so recht. Aber 
der BUND kündigte an, dass auch außer-
halb der Kommission mobilisiert wird. 
Dem schließt sich die BI an und freut 
sich, wenn die vielen BUND-Mitglieder 
mit auf die Straße kommen. Protest lebt 
schließlich vom Mitmachen und nicht 

von der stillen Zustimmung. Zur ersten 
Sitzung der Endlagerkommission am 22. 
Mai fand dann auch ein Doppelprotest 
statt: 
Sowohl in Berlin als auch vor dem Er-
kundungsbergwerk in Gorleben brach-
ten BI-Mitglieder ihren Protest zum Aus-
druck. Das mediale Echo war besonders 
in den Kommentaren der Gazetten zu 
hören. „Wir lassen uns nich an die Kette 
legen“, so das Motto der BI-Aktionen in 
der Hauptstadt und im Wendland – auch 
wenn Gorleben noch immer als einzig 
genannter Standort im Gesetz steht. So-
lange die Zutat „Gorleben“ auf der Zu-
tatenliste des Gesetzes steht, hat‘s ein 
Geschmäckle.
Interessante Meldung für moderne 
Schnitzeljäger: Es gibt neuerdings einen 
Geocache hinterm Erkundungsberg- 
werk! Wir wünschen viel Spaß bei der 
Aufsuchung.                 Falko Berkemeier
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EIn aLtEr hUt
Wolfgang Ehmke im Gespräch mit der Mediatorin Ulrike Donat

Die Endlagerkommission hat am 22. Mai 
in Berlin ihre arbeit aufgenommen. Die 
Initiator/-innen wollen sie als die Bür-
gerbeteiligung bei der angeblich ergeb-
nisoffenen Suche nach einem Endlager 
für hochradioaktiven atommüll verstan-
den wissen. Doch die hamburger Medi-
atorin Ulrike Donat hat zweifel. Im Laufe 
der vergangenen fast vierzig Jahre hat 
es viele solcher ansätze im und für das 
Wendland gegeben. Der neuerliche Ver-
such sei alter Wein in neuen Schläuchen.

Gorleben rundschau: Gerühmt wird von 
Seiten der CDU/CSU, der SPD und der 
Grünen, dass die Endlagerkommission, 
die ihre Existenz dem Standortauswahl-
gesetz verdankt, plebiszitäre Elemente 
enthalte, weil Vertreter der Zivilgesell-
schaft eingeladen sind, über Endlagerkri-
terien zu debattieren. Einmal abgesehen 
davon, dass es tatsächlich nur Männer 
sind, frage ich Dich, welche Erfahrungen 
mit Öffentlichkeitsbeteiligung bei der 
Endlagersuche und der Auseinanderset-
zung um die Nutzung der Atomkraft es 
im Wendland gibt?

Ulrike Donat: Es gibt vierzig Jahre
schlechte Erfahrungen: Akzeptanzbe- 
schaffung mit Hochglanzbroschüren, 
Heimlichkeiten und Lügen. Das ging 
schon 1975 los mit einer Veranstaltungs- 
reihe des Bundesforschungsministers 
Matthöfer (SPD). Mit der Reihe „Bürger- 

dialog Kernenergie“ wurde eine Werbe-
veranstaltung „Pro Kernenergie“ gestar-
tet, sehr einseitig, ohne Beteiligung der 
Zivilgesellschaft, Kritiker wurden ausge-
schlossen. 
Interessanter war das Symposium 1979 
in Hannover, eine Veranstaltung, in de-
ren Fokus die Wiederaufarbeitung der 
Brennelemente stand, es nannte sich 
„Gorleben International Review“, im 
Ansatz gut, denn es war tatsächlich ein 
Pro und Contra internationaler Wissen-
schaftler. Übrigens mit dem Resultat, 
dass unter dem Eindruck der zeitgleichen 
Atomkatastrophe in Harrisburg (USA) 
und des ersten Gorleben-Trecks, dessen 
Abschluss eine Demo von 100 000 Men-
schen bildete, der damalige niedersäch-
sische Ministerpräsident Ernst Albrecht, 
ein CDU-Mann – übrigens der Vater von 
Ursula von der Leyen – sagte, die WAA 
in Gorleben sei technisch zwar machbar, 
politisch aber nicht durchsetzbar. Auf den 
Bau der WAA wurde verzichtet. Wenn 
man so will: Der Treck und die Demo wa-
ren so etwas wie Öffentlichkeitsbeteili-
gung. Druck von außen, von der Straße 
– mit großem Erfolg. Allerdings war der 
Ausstieg aus der WAA gleichbedeutend 
mit dem Einstieg in den Plan, sich auf 
Gorleben als ein Atommüllzentrum zu 
fixieren.
Es gab auch die Gorleben-Kommission. 
Von einem lokalen CDU-Politiker, Kurt-
Dieter Grill, ins Leben gerufen, wurde 

nun versucht, Kommunalpolitiker vom 
Segen der Atomkraft zu überzeugen. Da-
für fuhr man auch nach Cap de La Hague, 
um die Wiederaufarbeitungsanlage zu 
besichtigen. Befürwortern, die sich be-
droht fühlten, wurden Lebensversiche-
rungen von der Atomfirma DWK bezahlt, 
und der NDR musste klagen, um an den 
Sitzungen teilnehmen und berichten zu 
können. Diese Kommission tagte lange, 
von 1977 bis 1991. Nebenbei wurde die 
Schächte abgeteuft und das Bergwerk 
aufgefahren, alle geologischen Einwän-
de, selbst die von staatlichen Einrichtun-
gen wie der Physikalisch-Technischen 
Bundesanstalt (PTB), wurden in den 
Wind geschlagen, und das Bergrecht, 
nicht das Atomrecht, bildete die Rechts-
grundlage für den Ausbau. Öffentlich-
keitsbeteiligung und Klagerechte der Öf-
fentlichkeit sollten umgangen werden!

Gr: Unter Rot-Grün, der Regierung Ger-
hard Schröders und Joschka Fischers, 
gab es ein Moratorium, das immerhin 
zehn Jahre Bestand hatte. Jürgen Trittin, 
der damals für die Grünen Umweltmi-
nister war, berief den Arbeitskreis Endla-
gerung ein. Dieser AK End, wie er abge-
kürzt genannt wird, wird heute noch für 
seine Ergebnisse gelobt, warum?

UD: Der AK End plädierte für ein schritt-
weises Vorgehen bei der Endlagersuche, 
eine transparente und wissenschafts-
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EIn aLtEr hUt
Wolfgang Ehmke im Gespräch mit der Mediatorin Ulrike Donat

basierte Entwicklung von Eignungskri-
terien unter frühzeitiger Einbindung der 
Öffentlichkeit. Interessant waren dabei 
folgende Überlegungen: Der Dialog wur-
de verstanden als Interessenabgleich, 
These und Antithese galten als gleich-
wertig und Konflikte wurden verstanden 
als Motor zur Gewinnung besserer Ein-
sicht über Sachfragen und ihre Bewer-
tung. Als Leitziele für ein solches Vorge-
hen galten Transparenz, Überprüfbarkeit 
des Verfahrens, gründliche Vorbereitung, 
ausgiebige Beteiligung der Öffentlich-
keit, klare Entscheidungsrechte für die 
Öffentlichkeit, faire Relationen in der 
fachlichen Kompetenz und Rückkoppe-
lungsschleifen.

Gr: Du bist in deinem Beitrag auf der 
Atommülltagung in Berlin Ende März 
der Frage nachgegangen, wie die Öffent-
lichkeit bisher systematisch überregelt 
wurde: Macht vor Recht, Lüge vor Wahr-
heit, Heimlichkeit vor Offenheit und der 
Erkauf von Zustimmung hätten das Ver-
trauen zerstört. Damit plädierst Du für 
eine umfassende Aufarbeitung und Äch-
tung dieses Vorgehens und entwickelst 
Vorschläge für ein transparentes und fai-
res Suchverfahren. Wie könnte also eine 

Endlagersuche, die der Zivilgesellschaft 
nicht zwei Plätze am Katzentisch zuweist, 
aussehen?

UD: Aus den schlechten Erfahrungen der 
Vergangenheit muss gelernt werden, sie 
müssen kritisch hinterfragt werden. Und 
gäbe es keine Gorleben-Durchsetzungs-
strategie, die mit der Kommissionsarbeit 
und dem Gesetz verfolgt wird, würde ich 
als erstes sagen, dass es faire Relatio-
nen in der fachlichen Kompetenz geben 
muss. Auch Rückkoppelungsschleifen 
sollte es geben: Irrtümer müssen einge-
rechnet werden und korrigiert werden 

können. Aus Sicht unabhängiger Kon-
fliktmoderatoren und Mediatoren gehö-
ren zu einer solchen Debatte zunächst 
eine unabhängige Moderation oder Lei- 
tung und die „richtige“ Besetzung mit 
Betroffenen, Entscheidern, Rechteinha-
bern und fachlich kompetenten Experten. 
Natürlich muss es auch gemeinsame 
Ziele oder Leitfragen geben. So darf zum 
Beispiel eine Ergebnisoffenheit nicht nur 
behauptet werden. Dann muss das Ver-
fahren transparent sein. Dazu gehört 
auch ein gleichberechtigter Informati-
onszugang in Sachfragen, ein gleichbe-
rechtigter Zugang zu Gutachten, Exper-
tisen und so weiter. Am Ende muss es 
natürlich eine Balance zwischen allen 
Beteiligten geben im Einfluss auf das 
Verfahren und natürlich auf das Ergeb-
nis. Vor allem aber muss auch die Öffent-
lichkeit frühzeitig beteiligt werden. Und 
das darf nicht auf Informationen wie in 
einer Einbahnstraße reduziert werden.

Gr: Wir hoffen, dass wir die Kommissi-
onsarbeit mit diesen Punkten von außen 
befeuern können. Vielen Dank für das 
Gespräch!

weitere Infos im Internet
www.gorleben-rundschau.de
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Wider die Beteiligung
Das Leben ist widersprüchlich! Und kom-
pliziert. Um an politischer Willensbildung 
mitzuwirken, reicht es schon lange nicht 
mehr, einfach „Nein“ zu sagen, sich zu 
verweigern und den ganzen Irrsinn nicht 
mitzumachen. Menschen, die vor vierzig 
Jahren anfingen, sich politisch zu orga-
nisieren, eine bessere Welt aufzubau-
en, solidarisch, gerecht, libertär, stehen 
heute vor einer ganz anderen politischen 
Landschaft als 1968. Die Gesellschaft ist 
vermeintlich toleranter, es gibt Bioarti-
kel in fast jedem Supermarkt, ein kurzer 
Trip mit dem Flieger in die Sonne gilt 
auch unter Linken als Individualismus, 
Protestbewegungen sind eher schick als 
systemkritisch. Irgendwie möchten wir 
doch auch ein bisschen dazugehören, 
jedenfalls nicht immer gegen alles sein, 
eher ein Stück Utopie aufbauen.
Eines muss man der herrschenden Klas-
se lassen: Sie hat dazugelernt. Es schickt 
sich nicht, in einer Demokratie Knüppel 
zu schwingen, Demoverbote auszuspre-
chen, Leute hinter Gitter zu bringen und 
brachiale Gewalt unter Beweis zu stellen. 
Jedenfalls nicht gegenüber einer kriti-
schen Masse. Das bleibt den radikalen 

Minderheiten vorbehalten, der Masse 
kommt man besser mit dem Hauch einer 
Chance auf Gehör und Einflussnahme 
daher. Wir können doch über alles reden!
Dass es sich ausnahmslos nicht um Be-
teiligung von Öffentlichkeit oder gar um 
Partizipation handelt, sondern lediglich 
um Information und Transparenz (solan-
ge es nicht zu weit geht, „Küchengesprä-
che“ gehören nicht in die Sparte des zu 
Berichtenden...), scheint die Allermeisten 
nicht zu interessieren, zu beunruhigen 
oder in Rage zu versetzen. Mich schon. 
Deshalb freue ich mich über die Neuer-
scheinung, die anhand von Beispielen, 
aber vor allem aufgrund jahrzehntelan- 
ger Erfahrung der Autor/-innen in sozia-
len Bewegungen die Tücken der Mitmach- 
fallen offenlegt. Unbedingt lesen! 
Denn: „Strategische Einbindung ist auf 
dem Vormarsch und gewinnt zuneh-
mend als Herrschaftsinstrument an 
Bedeutung. Verweigerung gegenüber 
den Einbindungsversuchen ist mehr als 
eine Option – sie ist Voraussetzung zur 
Wahrung einer kritischen Distanz und 
legitimes, ja notwendiges Mittel in der 
Auseinandersetzung mit herrschender 
Politik.”                               Kerstin Rudek

Michael Wilk, Bernd Sahler (Hg.): „Stra-
tegische Einbindung – Von Mediationen, 
Schlichtungen, runden Tischen… und 
wie Protestbewegungen manipuliert 
werden.“ Beiträge wider die Beteiligung, 
ISBN 978-3-86841-094-5, Ca. 170 Seiten, 
Preis: 14,00 Euro, Verlag Edition AV
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Am 22. Mai hat die Endlagerkommis- 
sion mit einer konstituierenden Sitzung 
ihre Arbeit aufgenommen. Sie ist Teil des 
Standortauswahlgesetzes, das den an- 
geblichen Neustart der Endlagersuche 
verspricht. Genau das bestreiten Um-
weltverbände und Anti-AKW-Initiativen. 
Sie sehen, wie die Bürgerinitiative Lü-
chow-Dannenberg (BI), das Gesetz wie 
die Kommission als perfide Strategie, 
Gorleben als Endlagerstandort durch-
zusetzen und die Kritiker einzubinden. 
Statt wirklich einen Schlussstrich unter 
die Tricks, Lügen und Verdrehungen der 
letzten drei Jahrzehnte zu ziehen, bleibe 
Gorleben als Standort gesetzt. 
Durch das Gesetz und das Beteiligungs- 
verfahren – die Endlagersuchkommissi-
on – sollen Umweltverbände eingebun- 
den werden, um Gorleben im Nachhi-
nein zu legitimieren. „Welche Zeitver-
schwendung, dass nun zwei Jahre lang 
offen und versteckt über einen Standort 
gestritten wird, statt eine umfassende 
Atommülldebatte einzuleiten“, so die BI. 
Sie hatte am Tag der Arbeitsaufnahme 
der Kommission in Berlin und Gorleben 
gegen das Mitmachtheater protestiert. 
Unter dem Motto „Wir lassen uns nicht 
an die Kette legen” wurde dem Mitmach-
theater einer „An-Kett-Kommission“ 
entschieden entgegen getreten. 
„Wir sind wütend und enttäuscht über 
diese Trickserei. Solange Gorleben als 
Endlagerstandort gesetzt bleibt, wird 
zwei Jahre lang nur um Gorleben ge-
stritten, schade um die verlorene Zeit. 
Nun kommt es darauf an, die Kritik von 
außen deutlich zu artikulieren und weiter 
auf die Straße zu gehen”, sagte BI-Spre-
cher Wolfgang Ehmke in Berlin. Bisher 
seien unter und über Tage Fakten ge-
schaffen worden, jetzt werde Gorleben 
in der Kommission weiter gebaut.

Falscher Bulle, echtes Geld
Die Polizei übergibt Spendengelder an 
die Bürgerinitiative Lüchow-Dannenberg 
(BI)? Ganz so weit sind die Damen und 
Herren in Uniform dann doch noch nicht. 
Unser Bild zeigt vielmehr die Übergabe 
von rund eintausend Euro Spenden an 
die BI, die das Theater-Ensemble der 
Freien Bühne Wendland mit ihrem Stück 
Gutes Wendland, Schlechtes Wendland 
bisher eingespielt hat. In dem äußerst 
erfolgreichen Schauspiel stehen sich die 
Beamt/-innen und Wendländer/-innen 

DEMoKratIEtranSPort naCh GorLEBEn
von Henning Venske

ProtESt GEGEn an-KEtt-KoMMISSIon
GR-Redaktion
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gelangweilt gegenüber, weil die Castor-
transporte nun nicht mehr ins Wend-
land rollen. Eine Gruppe Magdeburger 
Polizist/-innen heckt schließlich den Plan 
aus, auf eigene Faust einen Castortrans- 
port durchzuführen. Ein gefundenes Fres- 
sen für die protesterprobten Lüchow-
Dannenberger/-innen. „Wir freuen uns 
über den Erfolg des Stückes der Freien 
Bühne Wendland“, so BI-Sprecher Wolf-
gang Ehmke (links im Bild). Er dankte 
Schauspieler Lennart Müller für die groß- 
zügige Spende.
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Im rahmen der hamburger Kulturwoche 
„Lesen ohne atomstrom – Die erneu-
erbaren Lesetage“ trug der Kabarettist 
henning Venske im Schmidt Theater auf 
der reeperbahn einen pointierten text 
um die Wirrungen der deutschen atom-
politik vor. Wir bringen einen auszug.

Kurz vor der japanischen Katastrophe (in 
Fukushima, Red.) hatte die deutsche Re-
gierung eine Laufzeitverlängerung der 
deutschen Atomkraftwerke beschlossen. 
Ein Herr Pofalla, der getreueste Knappe 
der Kanzlerin, damals Minister für be-
sondere Aufgaben, ausgerüstet mit ei- 
nem Intelligenzquotienten wie ein Alpen- 
veilchen und mit einem Hang zu selbst-
verfassten Sätzen, wie sie nur in einem 
zu Weichkäse gefrorenen Gehirn entste-
hen können, Pofalla erklärte dazu: „Kern-
kraft ist für die CDU Öko-Energie.“
Was soll’s – für Pofalla war ja auch jeder 
Türstopper eine Dinkel-Frikadelle. Seine 
Chefin, Frau Merkel, war schon immer 
ein Fan der Atomindustrie. Unter ihrer 
energischen Führung als Umweltminis-
terin erlebte der Polizeistandort Deutsch-
land eine wahre Maienblüte, vor allem 
rund um Gorleben.
Die Atomindustrie mitsamt ihren politi-
schen Hausknechten orientierte sich bor-
niert und selbstsicher an ihren Zeitungs-
annoncen von 1998. Damals konnten wir 
lesen: „Genaugenommen ist Castor nur 
ein anderes Wort für Demokratie.“
Das hieß, in Anlehnung an Willy Brandt, 
wir müssen mehr Castor wagen. Auf Be- 
fehl der Atomindustrie wird also die De- 
mokratie, die ja eine enorme Ausstrah- 
lung auf die Menschen hat, per Zug 
durchs Land gefahren, begleitet von 

DEMoKratIEtranSPort naCh GorLEBEn
von Henning Venske

ProtESt GEGEn an-KEtt-KoMMISSIon
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Zehntausenden von Demokratiepflegern. 
Wer der Demokratie zu nahe kommt, 
wird niedergeschlagen und abgeräumt. 
Am Ziel angekommen, wird die Demo-
kratie schwer bewacht in einem Zwi-
schenlager untergebracht.
Die deutsche Atomindustrie schaltete 
1998 noch eine andere Annonce mit dem 
Wortlaut: „Castor ist nur ein anderes 
Wort für Sicherheit.“ Sicherheit ist dem-
nach, wenn die Demokratiepfleger die 
Demokratie vor den Menschen schützen 
statt die Menschen vor der Demokratie. 
Oder umgekehrt? Das ist jetzt etwas ver-
worren, aber ganz falsch ist es wohl auch 
nicht.
CDU, SPD, Grüne, Linke und der Rest ta-
pern in Fragen der sicheren Demokratie-
Endlagerung seit Jahren schwankend 
durchs Gelände. Sie hoffen, dass die 
126 000 Fässer mit schwach- und mittel- 
radioaktiver Demokratie, die dem inkon- 
tinenten Salzstock im Lager Asse zur Auf-
bewahrung anvertraut wurden, wirklich 
spurlos verschwunden sind: Dann hat 
sich die Angelegenheit erledigt. Wenn 
man diese gewaltige Ladung Demokra-
tie aber wiederfindet, kann frühestens 
2033 mit der Bergung begonnen werden 
– und dann sind natürlich ganz ande-
re Leute an der Regierung. Die können 
dann die Bergung ins Jahr 3000 ver-
schieben und mit der Eröffnung des neu-
en Berliner Flughafens zusammenlegen.
Wie schwierig auch immer die Situation 
sein mag, wenigstens die Grünen neh-
men es mit Humor. Sie haben für die Eu-
ropawahl ein tolles Plakat an die Later- 
nen gehängt: „Atom aus, Natur an!“ 
Wow. Schlicht und einprägsam, keine 
Überforderung. Da kann ich nur sagen: 

Grüne raus, Hirn rein! Zwar mussten die 
friedlichen und absolut harmlosen  De- 
mokratie-Castoren auch unter dem grü-
nen Umweltminister Trittin mit staatli- 
cher Gewalt vor einer umweltschädlichen 
und hochgefährlichen Bevölkerung ge-
schützt werden, aber immerhin hat Herr 
Trittin die Atomindustrie gebeten, folgen- 
de Vorschläge des Umweltministeriums 
bei Gelegenheit in ihre Überlegungen 
miteinzubeziehen:
In jedem Reaktor wird eine Tempo-30-Zo-
ne eingerichtet. Als zulässige Höchstge-
schwindigkeit bei der Teilchenbeschleu-
nigung gilt Tempo 100. In so genannten 
Schnellen Brütern dürfen nur Freiland- 
elektronen aus Bodenhaltung verwendet 
werden. Die elektrischen Anlagen des 
Atomkraftwerks werden durch eine auf 
dem Dach installierte Solaranlage ver-
sorgt.
Frauen dürfen nicht allein Schweres Was- 
ser heben. Dabei muss ihnen jemand hel-
fen. Am besten ein Behinderter. Auf dem 
Hof des Atomkraftwerks müssen ausrei-
chend Fahrradständer und beleuchtete 
Frauenparkplätze vorhanden sein. Uran 
darf nicht aus solchen Ländern impor-
tiert werden, wo es von kleinen Kindern 
mit bloßen Händen abgebaut wird.
Atommüll muss sortenrein getrennt und 
in mindestens drei verschiedenfarbigen 
Behältern gelagert werden. Der Kraft-
werksbetreiber wird von der Pflicht zur 
Bereitstellung einer vegetarischen Voll-
wertmahlzeit auch dann nicht entbun-
den, wenn ein GAU eingetreten ist. Die 
Mitarbeiter haben zwischen den Ketten-
reaktionen Anspruch auf eine Pause. Da 
können Sie sich dann gegenseitig zum 
Lachen bringen...
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WIrtSChaFtLIChE GrEnzEn DEr KErnEnErGIE
Kerstin Rudek berichtet von der Nuclear Energy Conference in Prag

Eine weltweite tendenz zeichnet sich ab: 
Der anteil der atomkraft an der Strom-
produktion ist rückläufig. Im Vergleich 
mit anderen Formen der Energiegewin-
nung kaum konkurrenzfähig, werden 
von Investoren und auch regierungen 
anreize in Form von Preisgarantien ge- 
boten. nicht bedacht werden hierbei 
Folgekosten. ziel der Konferenz am 29. 
und 30. april in Prag war es, diese öko-
nomischen aspekte zu diskutieren. Un-
ter Beteiligung von referent/-innen aus 
tschechien, Österreich, Deutschland, 
England und Frankreich und etwa 130 
teilnehmenden zogen die Veranstalter/-
innen positive Bilanz.

Eröffnet wurde die Konferenz mit dem 
Landesrat für Umwelt, Energie, Wasser 
und Konsument/-innenschutz der ober-
österreichischen Landesregierung, Rudi 
Anschober. Sein Impulsreferat war ein 
Plädoyer, sich den Umwälzungen der 
Energieversorgung bis zum Jahre 2030 
zu stellen und die große Herausforde-
rung nach Zusammenarbeit von ganz 
Europa aufzugreifen. Eine Versorgungs-
sicherheit aller Bürgerinnen und Bürger 
ohne Atomkraft sieht Anschober als si-
cher leistbar.
Mycle Schneider, Energieexperte und 
Berater von Politik, Institutionen und 
Nichtregierungsorganisationen, stellte 
anhand von Diagrammen eindrucksvoll 
dar, dass die Reaktorkatastrophe von 
Fukushima nur den Rückwärtstrend der 
Atomkraft verstärkt hat, dieser aber 
schon seit 1990 belegt ist. Die Unwirt-
schaftlichkeit, selbst abgeschriebener 
Atomanlagen, stellt hier das Hauptargu- 
ment dar. Die weltweit betriebenen 427 
Atomkraftwerke haben ein Durchschnitts- 

alter von 28 Jahren und bedürfen zahl-
reicher sicherheitstechnischer Nachrüs-
tungen.
Professor Stephen Thomas von der Uni-
versity of Greenwich Business School er- 
läuterte das britische Modell zur Förde-
rung der Kernenergie und ging insbe-
sondere auf die geplanten beiden neuen 
AKW von Hinkley Point ein. Die britische 
Regierung will dem Betreiber Électrici-
té de France eine Preisgarantie über 35 
Jahre gewähren, die das Dreifache des 
Strombörsenpreises darstellt und mit 
111 Euro pro Kilowattstunde Atomstrom 
beziffert wird.
Professor Franz Leidenmühler vom In-
stitut für Europarecht an der Johannes 
Kepler Universität in Linz beleuchtete 
kritisch die Subventionen für Atomkraft 
unter Aspekten der Europäischen Recht-
sprechung. Insbesondere ging Leiden-
mühler auf den Euratomvertrag ein, der 
einen eigenen Staatsvertrag darstellt; 
die Förderung der Atomkraft ist jedoch 
eigentlich generell per EU-Recht ausge-

schlossen. Anders verhält es sich mit Er-
neuerbaren Energien, sie dürfen in der 
Europäischen Gesetzgebung gefördert 
werden. Der Euratomvertrag stellt nach 
Ansicht einer speziell hierfür eingesetz-
ten Untersuchungskommission eine Un-
vereinbarkeit mit Europäischem Recht 
dar. Im Hinblick auf Haftungsgrenzwerte 
für Atomanlagen und Preisgarantien für 
Atomstrom stehen in den kommenden 
Monaten spannende Debatten bevor.
Über die Ökonomischen Chancen der 
deutschen Energiewende referierte Pro-
fessorin Claudia Kemfert. Das Imagepro-

blem, das die Energiewende hat, steht 
gegen die sehr erfolgreichen Fakten der 
Energiewende. Ihr würden immer wieder 
Mythen angedichtet, tatsächlich gibt es 
in Deutschland eine deutliche Überpro-
duktion von Strom und die Erzeugung 
Regenerativer Energien zu wirtschaftlich 
lohnenden Preisen.
Jan Ondrich, Unternehmensberater bei 
Candole Partners in Prag, sieht die Mög-
lichkeiten von AKW Neubauten in Tsche-
chien als sehr unwahrscheinlich an. Der 
Strombedarf wachse in den nächsten 
Jahren nicht und die Preissteigerungen 
durch weiteren Atomstrom würden sol-
che Projekte unmöglich machen.
Was in der eintägigen internationalen 
Konferenz nicht beleuchtet wurde, sind 
die Folgekosten durch Atommülllage-
rung, insbesondere die langfristige so 
genannte Endlagerung wird hier enorm 
zu Buche schlagen. Auch Atomunfälle 
und deren volkswirtschaftliche Kosten 
wurden nur am Rande gestreift, in einer 
Abhandlung über zu niedrig angesetzte 
Haftungsgrenzen. Doch auch ohne diese 
zwei wesentlichen Unwirtschaftlichkeits-
faktoren der Atomkraft war das eindeu-
tige Fazit der Konferenz: Kernkraftwerke 
konnten niemals ökonomisch sinnvoll 
betrieben werden. Nun ist es nicht mehr 
möglich, das länger zu verbergen. In 
einer Marktwirtschaft lässt sich heute 
kein Atomkraftwerk mehr bauen – es sei 
denn, es wird hoch subventioniert.

Die Bürgervereinigung Mütter Südböh-
mens, die Umweltorganisation Callas 
und der tschechische Arm des BUND, 
Hnuti Duha, stellen auf ihrer Webseite 
eine Dokumentation der Konferenz zur 
Verfügung: www.nec2014.eu

weitere Infos im Internet
www.gorleben-rundschau.de
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WIrtSChaFtLIChE GrEnzEn DEr KErnEnErGIE
Kerstin Rudek berichtet von der Nuclear Energy Conference in Prag

Keine Kohle, kein atom!
Dezentraler Ökostrom

Die Bürgerinitiative Umweltschutz Lü-
chow-Dannenberg (BI) hat sich an den 
Energiewende-Demos der vergangenen 
Monate beteiligt. Besonders auf der De- 
monstration am 22. März in Hannover 
war sie mit Treckern und zahlreichen 
Menschen präsent, um ihren Forde-
rungen einer Energiewende in Bürger/-
innenhand Nachdruck zu verleihen. Auf 
der Nuclear Energy Conference traf 
Kerstin Rudek von der BI Professorin 
Claudia Kemfert vom Deutschen Institut 
für Wirtschaftsforschung.

Gorleben rundschau: Frau Professorin 
Kemfert, Sie sind eine Spitzenforscherin 
auf den Gebieten Energie und Klima-
schutz, Ihre Arbeiten als Wirtschaftswis-
senschaftlerin haben großen Einfluss 
auf Wissenschaft, Politik und die Medien. 
Wie beurteilen Sie das Potenzial der Bun-
desregierung auf eine klimaschützende, 
hundertprozentig erneuerbare Energie-
versorgung?

Prof. Claudia Kemfert: Das Potenzial ist
sehr groß. Die Energiewende in Deutsch-
land hat ja zum Ziel, den Anteil erneuer-
barer Energien bis zum Jahr 2050 auf 80 
Prozent zu erhöhen, bisher haben wir ei-
nen Anteil von 25 Prozent an der Strom- 
erzeugung erreicht. Derzeit ist die Ener-
giewende doch eher eine Atom-Ange-
botswende. Weder der wichtige Bereich 
der Energienachfrage, vor allem die Ver-
besserung der Energieeffizienz, noch die 
Bereiche Wärme und Mobilität stehen 
derzeit im Vordergrund. Dabei muss es 
auch um eine nachhaltige Wärme- und 
Verkehrswende gehen. Durch die ener-
getische Gebäudesanierung können gro- 
ße Mengen Energie und somit auch Kos-
ten eingespart werden. Im Bereich Mo-
bilität müssen wir viel stärker als bisher 
auf nachhaltige Antriebsstoffe und -tech-
niken setzen. Nur so wird man auch die 
hundert Prozent Energieversorgung aus 
erneuerbaren Energien schaffen.

Gr: Die Energiekonzerne haben kürzlich 
den Vorschlag gemacht, Atomkraftwerke 
in eine Stiftung zu überführen, den rest- 
lichen Betrieb, die Stilllegung, den Rück-
bau der AKW und die Verbringung der 
Atomabfälle durch diese Stiftung zu ge- 
währleisten. Das käme einer Privatisie-
rung der Gewinne, aber einer Sozialisie-
rung der Kosten gleich. Wie stehen Sie 
zu diesem Vorschlag? Hat er auch reizvol- 
le Komponenten?

CK: Jahrzehntelang haben die Konzerne 
Subventionen für den Bau und Betrieb 
der Atomkraftwerke erhalten, sie haben 
über sehr lange Zeiträume enorme Ge- 
winne durch den Betrieb der Kernreakti-
onen erwirtschaftet. Selbst ohne Atom-
ausstieg hätten die Kraftwerke in nicht 
allzu langer Zeit zurückgebaut werden 
müssen. Nach dem Verursacherprinzip 
sind die Betreiber in der Pflicht, den 
Rückbau der Anlagen zu bezahlen. Des-
wegen sind sie seit langem gesetzlich 
verpflichtet, dafür Rückstellungen zu bil- 
den. So sehr die Konzerne auch jam-
mern, es ist nicht sehr wahrscheinlich, 
dass sie wirklich zahlungsunfähig wer-
den. Zu groß ist das energiewirtschaftli- 
che Geschäft, zu gut sind sie dafür noch 
immer aufgestellt. Die Konzerne sollten 
nicht aus der finanziellen Verantwortung 
entlassen werden. Und der Staat sollte 
sich nicht erpressen lassen.

Gr: Der Landkreis Lüchow-Dannenberg 
ist eine Modellregion für eine hundert-
prozentige Versorgung mit Erneuerbaren 
Energien. Der Stromverbrauch wird  be- 
reits seit mehreren Jahren komplett durch 
die Erzeugung Erneuerbarer Energien 
gedeckt, an den Möglichkeiten für Heizen 
und Mobilität arbeiten wir weiter fleißig. 
Was können die Bürgerinnen und Bürger 
bundesweit für ein Durchsetzen und eine 
Realisierung der Energiewende tun?

CK: Die Energiewende durch Tatkraft un-
terstützen. Wir benötigen „Mutbürger“ 
für die Energiewende. Jeder kann etwas 
zur Energiewende beitragen, indem man 
sich beispielsweise an Bürgerenergie-
Genossenschaften beteiligt, oder aber 
Öko-Strom kauft, auf regionale Produkte 
setzt, viel Energie einspart und nachhal-
tige Mobilität nutzt. Die Energiewende 
ist derzeit eine Energiewende „von un-
ten“, durch die Bürgerinnen und Bürger 
in Deutschland, die die Energiewende 
aktiv unterstützen und umsetzen. Nur 
durch weiterhin aktives Unterstützen der 
Bürgerinnen und Bürger wird man in 
Deutschland die Energiewende schaffen.

Castor-Chaos
Anfang des Jahres startete die Bürger-
initiative Lüchow-Dannenberg (BI) ihre 
Unterschriftenkampagne „Castor 2015 
jetzt stoppen“. Diese Kampagne wird bis 
Ende Juli fortgesetzt!
Gleichzeitig wurde das von der Politik 
selbst gesteckte Ziel, bis Ostern Stell-
plätze für die 26 Castoren aus La Hague 
und Sellafield zu finden, glatt verfehlt. 
Unionspolitiker, Umweltministerin Bar-
bara Hendricks (SPD) und Grüne versi-
chert, bis dahin einen Vorschlag zu prä-
sentieren.
Stattdessen droht Hendricks nun den 
Bundesländern mit einer Weisung. Ein 
Castortransport 2015 wird immer un- 
wahrscheinlicher. Ausgerechnet Ralf 
Güldner, Präsident des deutschen Atom-
forums, forderte die Bundesregierung 
unlängst auf, mit Frankreich und Groß-
britannien einen Aufschub zu verhan-
deln, weil der Termin nicht haltbar sei.
„Wir müssen davon ausgehen, dass die 

Politik sich in dieser Frage nicht bewegt. 
Das ist aber auch eine Chance für die An-
ti-AKW-Bewegung, einen weitgehenden 
Atommülltransporte-Stopp durchzuset- 
zen“, sagte BI-Sprecher Wolfgang Ehmke. 
Es gehe nicht allein um die 26 Castoren. 
„Solange die Endlagerfrage nicht geklärt 
ist, soll der angefallene Atommüll blei-
ben, wo er ist. Solidarität ist gefordert, 
wenn statt Gorleben andere Standorte 
angefahren werden!“
Das Castor-Chaos sieht die BI darüber hi-
naus als ein schlechtes Zeichen und be- 
fürchtet: „Wenn noch nicht einmal die 
Zwischenlagerung im Parteienkonsens 
geregelt werden kann, werden sich die 
Ländervertreter wegducken, wenn es 
erst um die Endlagerung geht.“
Die Kampagne wird vor diesem Hinter-
grund fortgesetzt, denn am 4. September 
wird Ministerin Hendricks das Wendland 
besuchen und sich der Diskussion stel-
len. „Wir werden sie mit unseren weiter-
reichenden Forderungen konfrontieren. 
Die Castor-Debatte, 
so blamabel sie für 
die ,Konsenspartei- 
en‘ ist, lenkt ab 
von der Tatsache, 
dass Gorleben 
als Endlagers-
tandort wei- 
ter gesetzt 
bleibt.“
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BLICKWE  EL

ES GIBt KEInEn 
ChEF, UnD DEr 
hEISSt hanSEL

Ja, es gibt Dinge, die es eigentlich nicht 
geben darf. Und es gibt Zufälle, die ei-
gentlich zu schön sind, um wahr zu sein. 
Aber der Reihe nach.
Hansel – alle nennen ihn so und nur so 
– ist, wie so viele, die „schon immer“ im 
wendländischen Widerstand aktiv sind, 
eine Institution. Seinen – pardon: – bür-
gerlichen Namen kennt kaum jemand, 
obwohl er gut in die Reihe der schönen 
Zufälle passt. Hans Erich Sauerteig ist, 
wenn schon nicht der Chef, eine der trei-
benden Kräfte im Gasthof Meuchefitz, in 
dessen Küche Brot gebacken und so viel 
anderes Leckere zubereitet wird. 
Dabei sieht sich der Altkommunist und 
Mitbegründer selbst nicht als Kopf der 
ältesten bestehenden Kommune im 
Wendland. Er betont immer wieder die 
Gleichberechtigung aller Mitbewohner. 
Es sind mehr Außenstehende, die ihn oft 
als „Meuche-Chef“ wahrnehmen. Kein 
Wunder: Der 70-jährige, den man nicht 
mal auf 60 schätzt, war von Anfang an 
mit dabei und lebt – mit Unterbrechun-
gen für längere Reisen – schon seit über 
dreißig Jahren in Meuchfitz. Und, ja, hin 
und wieder haut er schon mal auf den 
Tisch, dann läuft der Laden auch wieder. 
Er haut halt als Ältester, nicht als Chef. 

Die Benennung Gorlebens als Standort 
für ein Atommüllendlager, das schnelle 
und massive Aufflammen des wendlän-
dischen Widerstands und die Politisie- 
rung der abgelegenen Region im dama-
ligen Zonenrandgebiet – das alles hat 
Hansel aus Berlin mitverfolgt, damals, 
Ende der Siebziger. Dorthin war er Jahre 
vorher aus dem Rheinland „geflohen“, 
um den Begehrlichkeiten des Kreiswehr- 
ersatzamts zu entkommen. Zu der Zeit 
gab es noch die Wehrpflicht, von denen 
aber Westberliner aufgrund des Vier-
mächteabkommens befreit waren. 
Natürlich war der Altlinke in den politi-
schen Kreisen der damals noch geteilten 
Stadt unterwegs. Seine Kinder wurden 
in Kinderläden betreut, in denen die 
anti-autoritäre Erziehung praktiziert wur-
de. Mit Freunden entwickelte Hansel die 
Idee, ein Kinderheim zu gründen, in dem 
jungen Menschen ein „richtiges Leben 
im Falschen“ möglichst nahe gebracht 
werden sollte. Wunschort war das Wend-
land, weil hier nach der Standortbenen-
nung von Gorleben die Widersprüche 
von Staatlichkeit und Menschlichkeit 
besonders deutlich aufeinander prallten. 
Mit 36 Jahren packte Hansel in Berlin die 
Kisten und kam nach Lüchow-Dannen-
berg. Und auch, wenn seine Mitstreiter 
dann doch nicht mehr an der Umsetzung 
ihrer gemeinsamen Idee festhielten, 
blieb er. Der Mietvertrag für die ausge-
guckte Schreyaner Wohnung beinhaltete 
allerdings die Klausel, es dürften keine 
AKW-Gegner beherbergt werden. Das 
konnte Hansel natürlich nicht akzeptie-
ren. Es kam nicht zur Unterzeichnung, 
dafür aber zu einem weiteren dieser Zu-
fälle: Ein ziemlich „runtergekommener“ 
Radfahrer sprach ihn an, Hansel reagier-
te offen, und sehr schnell stellte sich der 
alternative Radler als Großerbe heraus, 
der an linken Projekten interessiert war. 
Er kaufte den zwischenzeitlich gefunde-
nen alten Landgasthof in Meuchefitz, um 
ihn der neuen, linken Wohngemeinschaft 
zur Verfügung zu stellen. Hansel und an-
dere Kommunarden zogen ein, und nach 
der Räumung des Hüttendorfs auf dem 
Bohrplatz 1004 in Gorleben wurde die 
Kommune rasch zu einem Treffpunkt des 
Widerstandes gegen das Atomprojekt. 
Der alte Gasthof ist im Jahre 1984 völlig 
abgebrannt und wurde über zwei Jahre 
hinweg wieder im alten Fachwerkstil neu 
aufgebaut.
Zu Beginn lebte die Gemeinschaft vor 
allem von der Landwirtschaft: Allerlei 
Kleingetier, aber auch Kühe, Schweine 
und Pferde, die zum Ackerbau gebraucht 
wurden, bevölkerten das Grundstück.
Die Menschen im Dorf – wieder so ein 
Glücksfall – reagierten offen auf die neue 
Gemeinschaft, vielleicht auch, weil die 
Kommune nicht dem Bild rumhängen-
der Nichtstuer entsprach, sondern ge-

Es gibt Sachen, die darf es eigent-
lich gar nicht geben: Weil der Wider-
standstreffpunkt Gasthof Meuchefitz 
im gleichnamigen wendländischen 
Dorf basisdemokratisch und ohne Hie- 
rarchien organisiert ist, kann es dort 
keinen Chef geben. Wir portraitieren 
ihn trotzdem. Von Anja Meyer

nau wie die Einheimischen selbst von 
morgens in der Früh an im Stall und auf 
dem Feld zu arbeiten hatte.
Diese Offenheit hat Hansel als Beson-
derheit des Wendlands empfunden. Hier 
gab es, anders als in Berlin, keine Isolati-
on von linken oder autonomen Gruppen, 
hier lebten sie mitten unter der „Normal-
bevölkerung“. Es gab von Beginn an ein 
Miteinander und eine wertvolle Loyali-
tät: Als die Meuchefitzer Kommune im 
Zuge der Kriminalisierung von linken 
Gemeinschaften in den Achtzigerjahren 
beschattet wurde, bekam sie mit schö-
ner Regelmäßigkeit Informationen von 
den Nachbarn, sobald wieder eine neue 
Abhörapparatur aufgestellt worden war.
Seit 1980 gibt es in Meuchefitz die Don-
nerstagskneipe, Anlaufpunkt für die 
Alternativszene im Wendland. „Aus 
der Geschichte des Hauses sehen wir 
Meuchefitz auch heute als einen Ort der 
Auseinandersetzung: einmal mit dem 
Widerstand gegen dieses lebensfeindli-
che System und zum anderen mit Mög-
lichkeiten, selbstbestimmt, menschlicher 
und kreativer zu leben.“ So steht es auf 
der Website des Gasthofs, so gilt es aber 
ohne Abstriche auch für Hansels Leben. 
Er und seine Mitbewohner haben einen 
beachtlichen Bekanntheitsgrad – nicht 
nur unter den Linken des Wendlands, 
auch Auswärtige kennen die Meuchefit-
zer Szene als alternativen Wunde.r.punkt 
während der jährlich wiederkehrenden 
Kulturellen Landpartie. Und für diese 
Auswärtigen jetzt noch mal lexikalisch: 
Das Dorf heißt Meuchefitz. Der Treff-
punkt heißt Gasthof Meuchefitz. Einhei-
mische nennen auch ihn nur Meuchefitz, 
häufig sogar liebevoll nur Meuche. Einer 
der Bewohner der dortigen Kommune 
heißt Hansel. Und der ist nicht der Chef!
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365 tage aktionen
In Anlehnung an das Projekt Gorleben 
365 planen Gegner des französischen 
Endlagerprojekts eine Aktionskampag-
ne mit dem Namen Bure 365. Ziel sei
es, so die Organisatoren Assemblée
anti-nucléaire du Grant’ Est, den Wider-
stand gegen die Endlagerung von radio- 
aktiven Abfällen und gegen die Kern-
energie sowie deren Umfeld bekannt-
zumachen und auf nationaler und inter-
nationaler Ebene auszudehnen. „Unser 
Ziel ist, dass Gruppen sich den Aufruf 
zu Eigen machen und über ein Jahr 
lang und im ganzen Land so viele Akti-
onen wie möglich organisieren.“



BLICKWE  EL
Beim Hamburger Kulturfestival „Lesen ohne Atomstrom“ stellte sich der durch Contergan fehlgebildete ehemalige 
Bassbariton Thomas Quasthoff an den Bühnenrand des Ohnsorgtheaters, strafte das angereichte Mikrofon mit Ver-
achtung und donnerte ins Publikum: „Die Politik suggeriert, sie habe alles im Griff. Aber Klimawandel, Atommüll, 
Kriegseinsätze – nichts ist in Ordnung! Ich kann so weite Strecken nicht gehen, aber ich bitte Sie: Gehen Sie auf die 
Straße, demonstrieren Sie! Sonst denkt die Politik noch, das Volk sei mit all dem einverstanden!“ – Peinliche Stille 
der Ertappten, dann tosender Applaus …
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Verschiedene Flyer, Infobroschüren, t-Shirts und 
andere wendländische Widerstandsartikel können 
im BI-Büro telefonisch bestellt werden. Weitere ar-
tikel findest Du auf unserer Internetseite!

www.bi-luechow-dannenberg.de

Bürgerinitiative Umweltschutz 
Lüchow-Dannenberg

Rosenstraße 20 • 29439 Lüchow
Mo, Mi, Fr: 9 - 16 • Di, Do: 9 - 18

 05841 - 4684
buero@bi-luechow-dannenberg.de

www.bi-luechow-dannenberg.de

Spendenkonto
BI Umweltschutz Lüchow-Dannenberg
Sparkasse Uelzen Lüchow-Dannenberg
IBan: DE24 2585 0110 0044 0607 21
BIC: noLaDE21UEL

Der Widerstand geht weiter! Unterstützt uns und zeigt eure Solidarität!
„nice to haves” gibt‘s bei uns gegen Spende im Büro.

Pin „Wendlandsonne” oder „X”
mit Butterfly-Verschluss

Edelstahl

X
A2-

 für 1,45€ Porto 

Poster „Republik” oder „Energiewenden”
auf Posterpapier für in- und outdoor 

(kann als A4-Brief verschickt werden)


